Wirtschaftsforum

„Demografischer Wandel“
Gemeinsame Erklärung 

der Teilnehmer des Spitzentreffens 

am 21. Juli 2003 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer:

Dr. Walter Döring, MdL
Wirtschaftsminister und stellvertretender Ministerpräsident des Landes Baden-Württemberg

Till Casper
Präsident des Baden-Württembergischen Industrie- und Handelskammertages

Dr. Hartmut Richter 
Hauptgeschäftsführer des Baden-Württembergischer Handwerkstages

Dr. Hans-Eberhard Koch
Vorsitzender des Landesverbandes der Baden-Württembergischen Industrie e.V.

Hans-Werner Zander 
Landesvereinigung Baden-Württembergi​scher Arbeitgeberverbände e.V.

Ernst Mutscheller, M.A.
Landesvereinigung  Baden-Württembergischer Arbeitgeberverbände  e.V.

Margit Haupt-Koopmann
Vizepräsidentin des Landesarbeitsamts

Marion von Wartenberg
Vorsitzende des Landesfrauenrats Baden-Württemberg

Rainer Bliesener
Vorsitzender des Deutschen Gewerkschaftsbundes – Bezirk Baden-Württemberg

Monika Lersmacher
Bezirksleiter der Industriegewerkschaft Metall Baden-Württemberg

Sybille Stamm 
Landesbezirksleiterin der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di Baden-Württemberg

Vor dem Hintergrund der schwerwiegenden demografischen Probleme und der sich än​dernden Altersstruktur der Bevölkerung in Baden-Württemberg hat Wirtschaftsminister Walter Döring Ende 2002 das Wirtschaftsforum "Demografischer Wandel" gestartet. Sei​ner Einladung zu der Teilnahme an dem Wirtschaftsforum sind folgende Institutionen ge​folgt:

· Baden-Württembergischer Industrie- und Handelskammertag,

· Baden-Württembergischer Handwerkstag, 

· Landesvereinigung Baden-Württembergischer Arbeitgeberverbände, 

· der Landesverband der Industrie,  

· Landesarbeitsamt, 

· Landesfrauenrat, 

· DGB, 

· IG Metall 

· Dienstleistungsgewerkschaft ver.di. 

Präambel:

Dem Wirtschaftsforum "Demografischer Wandel" geht es darum, das zentrale Thema der demografischen Entwicklung im Hinblick auf die wirtschaftlichen Konsequenzen im Land anzugehen. Denn es ist die gemeinsame Auffassung aller Beteiligten, dass Strategien zur Bewältigung des demografischen Wandels entwickelt werden müssen, um unseren wirtschaftlichen Wohlstand langfristig zu sichern. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Wirtschaftsforums vertreten gemeinsam die Auffassung, dass die absehbare Bevölkerungsentwicklung Wirtschaft und Politik vor große Aufgaben stellen wird. Sie haben sich auf das Ziel verständigt, Wirtschaft und Öffentlich​keit verstärkt über die bestehenden demografischen Herausforderungen zu informieren und dafür zu sensibilisieren. Das Wirtschaftsforum versteht sich dabei als Plattform, um die auf Landesebene vordringlichen Handlungsfelder in dem Bereich "Wirtschaft und De​mografie" zu ermitteln und entsprechende Lösungsansätze zu erarbeiten. 

Unter allen Beteiligten besteht, unabhängig von teilweise unterschiedlichen Positionen in Einzelfragen, ein breiter Konsens darüber, dass erste Konsequenzen aus den Verände​rungen der Bevölkerungsstruktur darin bestehen müssen, den Verbleib Älterer und ihre stärkere Integration in dem Erwerbsleben zu erreichen, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter zu verbessern und alle Anstrengungen für eine langfristige Sicherung des Fachkräfteange​bots zu unternehmen. Dabei wird es in besonderer Weise darauf ankommen, gerade auch die Potenziale der Frauen im Wirtschaftsleben verstärkt zu nutzen, um den demografi​schen Wandel zu bewältigen. Es ist die gemeinsame Überzeugung aller Beteiligten, dass in verschiedenen Bereichen ein erheblicher Bewusstseinswan​del erforderlich ist.

Diese gemeinsamen Grundüberzeugungen sind die Basis des Wirtschaftsforums, auf der im offenen, partnerschaftlichen und konstruktiven Dialog aller Beteiligten sinnvolle Lö​sungswege erarbeitet werden. Dabei gibt es keinen strikten Konsenszwang. Vielmehr be​hält jede der beteiligten Institutionen den vollen Spielraum, ihre eigenen Überzeugungen in die weiteren politischen Diskussionen einzubringen. Allerdings ist es den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Wirtschaftsforums bewusst, dass die Abstimmung gemeinsamer Po​sitionen bei der Ermittlung der Handlungsfelder und bei den angestrebten Lösungsansät​zen die Durchsetzungschance für Änderungen zur Bewältigung des demografischen Wan​dels spürbar verbessert.

Angesichts der Langfristigkeit der demografischen Probleme im Land ist das Wirtschaftsfo​rum auf längere Sicht angelegt. Das heutige Spitzentreffen ist somit ein erster wichtiger Schritt, um bei der wirtschaftlichen Bewältigung des demografischen Wandels voranzu​kommen. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des heutigen Treffens haben die Absicht, in Zukunft einmal jährlich zusammenzukommen, um die erreichten Ergebnisse zu bilanzie​ren und den dann jeweils aktuellen Handlungsbedarf zu konkretisieren. Dabei ist das Wirt​schaftsforum offen dafür, auch weiteren Sachverstand zu den künftigen Beratungen ein​zubeziehen.

Mit dem Wirtschaftsforum "Demografischer Wandel" haben die Beteiligten bundesweit eine Vorreiterrolle bei der Behandlung der wirtschaftlichen Folgen des demografischen Wandels übernommen. Noch in keinem anderen Bundesland gibt es eine vergleichbar breit angelegte Initiative. Mit seinem Vorgehen will das Wirtschaftsforum deshalb auch einen bundesweiten Impuls setzen, damit das Thema "Wirtschaft und Demografie" die notwendige Aufmerksamkeit bekommt.   

Zur demografischen Lage in Baden-Württemberg: 

Fakten, Prognosen, Bewertungen  

Die demografische Entwicklung Baden-Württembergs in den letzten drei Jahrzehnten ist gekennzeichnet durch einen starken Bevölkerungsanstieg von 8,9 Mio. im Jahr 1970 auf über 10,6 Mio. im Jahr 2002. Dabei ist die Zahl der jungen Menschen bis 20 Jahren von 2,8 Mio. auf 2,3 Mio. gefallen. Dagegen ist die Altersgruppe der Erwerbsfähigen, nämlich die Altersgruppe der 20- bis 65-Jährigen, von 5,1 Mio. auf 6,5 Mio. gewachsen. Prozentual besonders stark gewachsen ist die Altersgruppe der 65-Jährigen und Älteren mit einem absoluten Anstieg von 1,1 Mio. auf 1,7 Mio. Diese Entwicklungen haben dazu geführt, dass zum Jahresende 2000 erstmals mehr ältere Menschen über 60 Jahren als jüngere Menschen bis 20 Jahre in Baden-Württemberg gelebt haben.

Ursächlich für diese Entwicklungen sind sowohl die erfreulicherweise gestiegene Lebens​erwartung als auch vor allem die stark rückläufigen Geburtenraten. So ist die sog. rohe Geburtenrate (Geburten je 1.000 Einwohner) von 13,9 im Jahr 1970 auf 9,5 im Jahr 2001 gefallen. Die Geburtenrate je Frau, die sog. Fertilitätsrate liegt in Baden-Württemberg ge​genwärtig mit 1,38 leicht über dem Bundesdurchschnitt von 1,35 aber deutlich unter den Werten von Großbritannien (1,6), Frankreich (1,9) oder den USA (2,1). Dabei fällt auf, dass nach Angaben des Statistischen Landesamtes immer mehr gut ausgebildete Frauen ohne Kinder bleiben. Während 1982 26 Prozent aller Akademikerinnen zwischen 35 und 45 Jahren keine Kinder hatten, ist dieser Anteil im Jahr 2000 auf 32 Prozent gestiegen. Bei den Frauen mit einer Berufsausbildung waren im Jahr 2000 21 Prozent (1982: 18 Pro​zent), bei den Frauen ohne Berufsausbildung 17 Prozent (1982: 15 Prozent) ohne Nach​wuchs. 

Weiterhin hat sich die Erwerbsneigung der Älteren in den letzten Jahrzehnten massiv ver​ändert. So standen Anfang der siebziger Jahre bundesweit noch drei Viertel der Männer und etwa ein Fünftel der Frauen im Alter von 60 - 65 Jahren im Erwerbsleben, im Jahr 2000 waren es dagegen bundesweit nur noch 28 Prozent der Männer und ca. 12 Prozent der Frauen in dieser Altersgruppe. Die Erwerbsquote dieser Altersgruppe insgesamt lag im Jahr 2000 bei 22 Prozent, wobei die Quote in Westdeutschland 24 Prozent und in Ostdeutschland nur 15 Prozent betragen hat. 

Die Erwerbsquote der Frauen und der Männer hat sich seit 1970 etwas aufeinander zu be​wegt, weist aber nach wie vor deutliche Unterschiede auf. So lag die Erwerbs​quote der 15 - 65-Jährigen bundesweit im Jahr 1972 bei den Frauen bei 47,5 % und bei den Männern bei 87,4 %, im Jahr 1998 lag diese Quote bei den Frauen bei 61,9 % und bei den Männern bei 80,5%. D.h. der Abstand der Erwerbsquote der Frauen und derjenigen der Männer, der sog. "gender gap" hat sich in den letzten drei Dekaden von rund 40 auf etwa 20 Prozent​punkte halbiert.

Die künftige Bevölkerungsentwicklung wurde von dem Statistischen Landesamt zuletzt im Jahr 2003 auf der Basis der Ist-Zahlen des Jahres 2001 abgeschätzt. Der Vorausrechnung zur künftigen Bevölkerungsentwicklung werden eine relativ konstante Geburtenhäufigkeit von durchschnittlich etwa 1,4 Kindern pro Frau
 und eine weiterhin steigende Lebenser​wartung bei gleichzeitigem Rückgang der Säuglingssterblichkeit zugrunde gelegt. Darüber hinaus zeigen die Berechnungen des Statistischen Landesamtes, dass die Entwicklung der Bevölkerungszahl in Baden-Württemberg stark von dem Ausmaß der Zuwanderung abhängen wird
. Bei den Varianten mit positiven Wanderungssalden wird die Bevölkerung des Landes bis weit in die zwanziger Jahre dieses Jahrhunderts oder noch länger anstei​gen. Bei beiden Varianten mit Zuwanderung wird die Bevölkerungszahl im Jahr 2050 im​mer noch über dem Stand des Jahres 2001 liegen. Anders ist es in der Variante ohne Zu​wanderung, die schon bis 2025 zu einem deutlichen Bevölkerungsrückgang führen würde, der sich bis 2050 nochmals massiv beschleunigen würde.

Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg 

nach Zuwanderungsvarianten
    

	Jahr
	Variante 1
	Variante 2
	Variante 3

	2001

2025

2050
	10,600906

11,193057

10,772901
	10,600906

11,427751

11,521434
	10,600906

 9,937706

 8,162581


Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2003

Unterstellt man, dass es nach Baden-Württemberg auch weiterhin eine spürbare Nettozu​wanderung (Variante 1) geben wird, so liegt das demografische Problem zumindest auf kürzere Sicht vor allem in der sich ändernden Bevölkerungsstruktur. So wird sich die seit Jahren zu be​obachtende Alterung der Bevölkerung beschleunigt fortsetzen. So wird der Bevölkerungs​anteil der 60-Jährigen und Älteren von heute 23 Prozent bis auf 36 Prozent im Jahr 2050 ansteigen. Dagegen wird der Anteil der unter 20-Jährigen von heute 22 Prozent auf 16 Prozent im Jahr 2050 zurückgehen. Das Durchschnittsalter im Land wird von 40,4 Jahren im Jahr 2002 auf 42,3 Jahre im Jahr 2010, auf 46,0 Jahre im Jahr 2030 bis auf 48,6 Jahre im Jahr 2050 ansteigen. 

Bereits relativ kurzfristig werden sich gravierende Strukturverschiebungen zwischen den verschiedenen Altersgruppen ergeben, die zu erheblichen Auswirkungen bei der Struktur der Arbeitsnachfrage, bei der Gewinnung von Arbeitskräftenachwuchs und hinsichtlich der Stabilität der sozialen Sicherungssysteme führen können. 

So dürfte die Zahl der Kinder im Kindergartenalter bis 2010 gegenüber heute bereits um 15 Prozent zurückgehen. Diese Entwicklung setzt sich zeitlich verschoben im Schulbereich fort. So ist zwar bis zum Jahr 2007 mit einem weiteren Anstieg der Schulabgängerzahlen zu rech​nen, was die Situation insbesondere auch auf dem Ausbildungsmarkt weiter erschwert. Hinsichtlich der Schülerzahlen insgesamt ist bis 2010 mit einem Rückgang von 7 Prozent gegenüber heute zu rechnen, der sich bis 2015 auf -18 Prozent gegenüber heute be​schleunigt. 

Die Altersgruppe der 30- bis 40-Jährigen, die auf Grund des relativ aktuellen Humankapi​tals gemeinhin als besonders innovativ und dynamisch eingestuft wird, schrumpft zwi​schen 2002 und 2010 von 1,76 Mio. auf 1,38 Mio. oder um 22 Prozent. Im selben Zeitraum steigt die Zahl der älteren Erwerbsfähigen im Alter von 50- bis 60-Jahren von 1,22 Mio. auf 1,51 Mio. oder um 23 Prozent. Besonders deutlich fällt die Entwicklung der Zahl der Hoch​betagten (über 85-Jährige) aus, deren Anteil an der Gesamtbevölkerung von heute 1,6 Prozent auf 2,2 Prozent im Jahr 2010 und sogar bis auf 6,7 Prozent im Jahr 2050 steigen wird. Dadurch sind starke Rückwirkungen auch auf den Bereich der Pflege vorprogram​miert. 

Schließlich wird der Altenquotient, nämlich das Verhältnis der Zahl der 60-Jährigen und Älteren zu der Zahl der 20 bis unter 60-Jährigen, von 42 im Jahr 2001 auf 46 im Jahr 2015 ansteigen. Gerade zu dramatisch wird der Anstieg des Altenquotienten bis 2030, wenn die Baby-Boomer-Generation der fünfziger und sechziger Jahre in das Rentenalter kommt, wobei bis dahin ein Wert von 68 zu erwarten ist, der dann bis 2050 weiter bis auf 77 an​steigen wird. 

Die skizzierten Bevölkerungstrends zeigen mögliche demografische Entwicklungsli​nien auf. Dabei sind diese Trends statistisch gut fundiert, da demografische Ent​wicklungen durch Fakten der Vergangenheit, wie z.B. die Geburtenraten, stark vorge​prägt werden. Dennoch muss verdeutlicht werden, dass demografische Trends gegenüber exoge​nen Entwicklungen nicht immun sind. Dies hat nicht zuletzt der Zusammenbruch der DDR und des früheren Ostblocks gezeigt, der auch in Baden-Württemberg dazu geführt hat, dass die zuvor prognostizierten demografischen Entwicklungen durch die Reali​tät überholt wor​den sind. Damit soll klargestellt werden, dass die aufgezeigten Bevölkerungstrends durch​aus mit Risiken behaftet sind. 

Beispielsweise ist nicht auszuschließen, dass insbeson​dere jüngere und dabei vor allem die hochqualifizierten Arbeitskräfte, die weit über​durchschnittlich mobil sein dürften, ver​stärkt über eine Abwanderung nachdenken könnten, sofern das Problem zunehmender Abgabenbelastungen auf Grund der demografischen Entwicklung nicht gelöst wird. Das​selbe gilt unter Umständen auch für hoch​qualifizierte Migranten im Ausland, die im Zwei​felsfall eher solche Länder als Zielländer auswäh​len werden, in denen der Nettoertrag des Humankapitals höher ist als in Baden-Württemberg. Dies bedeutet, dass die Abwanderung und die ausbleibende Zuwanderung von Humankapital bzw. qualifizierter Arbeits​kräfte auf Grund unbefriedigender Einkommenserzielungsmöglichkeiten zu einem wirtschaftlichen Problem werden könnten. 

Es ist aber auch nicht auszuschließen, dass bestimmte demografische Entwicklungen anders verlaufen, als in den genannten Zahlen unterstellt wird. Ins​besondere ist es nach den Erfahrungen anderer Industrieländer durchaus vorstellbar, dass z.B. Geburtenraten wieder ansteigen, wenn bei​spielsweise die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessert wird. So würde sich die durchschnittliche Alterung der Bevölkerung bei einer steigenden Geburtenrate verlangsamen. 

Vor dem Hintergrund solcher demografischer Unsicherheiten stellt sich die Frage, welche demografischen Annahmen die Politik bei ihren langfristigen Weichenstellun​gen eigentlich zu Grunde legen soll. In diesem Zusammenhang spricht vieles dafür, ein mittleres Szena​rio zur Grundlage für die notwendigen politischen Ent​scheidungen zu machen. Sollte die tatsächliche Entwicklung besser als erwartet verlaufen, lassen sich Lockerungen bei der Bewältigung des demografischen Wan​dels gegebenenfalls relativ kurzfristig umsetzen. Verläuft die tatsächliche Entwicklung negativer als erwartet, so ist durch einen Politikan​satz, der auf einem mittleren Sze​nario basiert, zumindest die Spur gelegt, dass auf demo​grafische Trends politisch reagiert werden muss. Dies würde gegebenenfalls weitere not​wendige Anpassungen auf noch ungünstigere tatsächliche Entwicklungen tendenziell er​leichtern. 

Die dargestellten Bevölkerungstrends verdeutlichen, dass sich Politik, Wirtschaft und Ge​sellschaft kurzfristig in einem mehrfachen demografischen Dilemma befinden, das die Be​wältigung des demografischen Wandels massiv erschwert. 

So könnten die zunächst noch steigenden Schulabgängerzahlen dafür sprechen, dass Ältere ihren Arbeitsplatz zugunsten der Jüngeren vorzeitig räumen. Dieses seit Jahrzehn​ten praktizierte Modell hat jedoch dazu geführt, dass insbesondere die Kosten für die sozi​ale Sicherung der Älteren in der jüngeren Vergangenheit dramatisch angestiegen sind. So hat sich trotz eines Anstiegs des Bundeszuschusses für die Rentenversicherung von 30 auf 80 Milliarden Euro in den letzten zehn Jahren ein erheblicher Anstieg des Beitragssat​zes der Rentenversicherung nicht vermeiden lassen. Eine Fortsetzung dieser Politik würde den Trend weiter steigender Sozialkosten in die Zukunft verlängern.

Eine Anhebung des durchschnittlichen tatsächlichen Renteneintritts​alters bzw. eine spürbare Erhöhung der Erwerbsquote Älterer würde den Druck auf die Alterssicherungssysteme abmildern, hätte zugleich aber kurzfristig eine Ausdehnung des Erwerbsperso​nenpotenzials zur Folge, was zu einem erheblichen zusätzlichen Druck auf den Arbeitsmarkt führen könnte. 

Schließlich spräche der drastische Rückgang der innovationsfreudigen Altersgruppe der 30- bis 40-Jährigen für eine Steigerung der Erwerbsquote von Frauen und eine ent​spre​chende Steuerung der Zuwanderung aus dem Ausland. Allerdings würde auch dadurch die Zahl der Erwerbspersonen zunächst steigen. 

Zusammengefasst besteht das demografische Dilemma kurzfristig darin, dass eine Ent​lastung der Sozialsysteme nur möglich erscheint, wenn die Erwerbsquote ver​schiedener Personengruppen gesteigert wird, dass dadurch auf der anderen Seite die Zahl der akti​ven oder arbeitssuchenden Erwerbspersonen entsprechend ansteigt. Dies wiederum er​fordert einen deutlichen Zuwachs an Arbeitsplätzen, wenn ein An​stieg der Arbeitslosigkeit vermieden werden soll. 

Die Auflösung dieses Dilemmas kann letztlich nur mit einer konsequenten Wachstumspo​litik gelingen, die zu einer Ausweitung der Beschäftigung auf allen Qualifikationsebenen führt. Elemente einer solchen Politik könnten die Entlastung der Arbeitskosten, die Senkung von Steuern, die Erhöhung des Anteils investiver Staatsausgaben zu Lasten konsumtiver Ausgaben, der Rückzug des Staates aus wirtschaftsnahen Be​reichen und eine konsequente Deregulierung und Entbü​rokratisierung sein. Eine Auswei​tung der Staatsverschuldung zur Finanzierung expansiver politischer Maßnahmen kann dabei allein schon deshalb kein Ausweg sein, weil die er​werbstätigen Altersgruppen, die die Hauptlast staatlicher Verschuldung zu tragen haben, die großen Lasten des sich verschlechternden Altenquotienten bewältigen müssen. Insge​samt besteht die vielleicht größte Herausforderung darin, die wachsende Zahl älterer Menschen wirtschaftlich abzusichern, ohne die schrumpfende Zahl von Erwerbsfähigen wirtschaftlich zu überfordern.

Wenn es nicht gelingt, auf die demografischen Herausforderungen politisch zu reagieren, besteht ein hohes Risiko, dass Baden-Württemberg ebenso wie Deutschland insgesamt als Investitionsstandort immer unattraktiver wird, dass insbesondere qualifi​ziertes Hu​mankapital zunehmend in das Ausland abwandert und dass damit langfristig schwerwiegende Wohlstandsverluste eintreten werden. Schließlich ist zu erwarten, dass die Kosten des demografischen Wandels um so höher sein werden, je länger die Politik mit den notwendigen Kurskorrekturen zu​wartet. D.h. Zuwarten verzerrt nicht nur die Gene​rationengerechtigkeit zu Lasten der künftig lebenden Generationen sondern führt auch gesamtwirtschaftlich betrachtet zu zusätzlichen Wohlstandsverlusten. 

Das Wirtschaftsforum ist sich bewusst, dass die Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Wirtschaftsentwicklung vielfältig und sehr komplex sind. So wird sich u.a. auch die Konsumstruktur aufgrund des demografischen Wandels verändern. Die ältere Bevölkerung weist eine andere Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen auf als die Jugend oder Personen mittleren Alters. So wird z.B. die Nachfrage nach Gesundheits- und sozialen Diensten zunehmend an Bedeutung gewinnen. 

Zusammen mit einer stärkeren Dienstleistungsorientierung der gesamten Wirtschaft (unternehmensnahe Dienste, Leasing, Versicherungsgewerbe) und der fortschreitenden Arbeitsteilung (Logistik, Information und Kommunikation) wird deshalb die Dienstleistungswirtschaft auch in Deutschland und Baden-Württemberg ein noch größeres Gewicht bekommen. Dieser strukturelle Wandel birgt nach Überzeugung des Wirtschaftsforums nicht nur Risiken, sondern auch Wachstums- und Beschäftigungschancen.

Ziele

Das Wirtschaftsforum hat sich darauf verständigt, zur Bewältigung des demografischen Wandels vorrangig zunächst die Erreichung folgender Ziele anzustreben:

· Verbesserung der Integration Älterer und Sicherung des Verbleibs in dem Arbeitsmarkt;

· Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

· Sicherung des Fachkräfteangebots.

Verbesserte Integration Älterer in den Arbeitsmarkt

Im Zug der verstärkten Diskussion über demografische Fragen wird regelmäßig darauf verwiesen, dass gegenwärtig in einem relativ großen Anteil der Betriebe keine Arbeitskräfte über 50 Jahren beschäftigt seien. In direktem Zusammenhang steht die Tatsache, dass in Deutschland die Erwerbsquote der Altersgruppe von 55 bis unter 65 Jahren mit 40 Pro​zent deutlich niedriger ist als in wirtschaftlich und beschäftigungspolitisch erfolgreicheren Staaten. Wenngleich die Ursachen hierfür vielschichtig sind, ist es auf Grund der de​mografischen Entwicklung notwendig, dass Betriebe künftig mit immer älteren Beleg​schaften arbeiten und ältere Arbeitskräfte einstellen. Das heißt, dass wir mittel- und langfristig  darauf angewiesen sein werden, dass die ältere Generation stärker als heute den Strukturwandel der Wirtschaft mitgestaltet. 

Um dabei an das Ziel zu gelangen, muss an vielen Punkten gegengesteuert werden. Not​wendig ist ein Paradigmenwechsel, der älteren Beschäftigten in viel stärkerem Maß als bisher einen Platz im Erwerbsleben zumisst. Dieser Paradigmenwechsel ist jedoch nur dann umsetzbar, wenn er von Politik, Wirtschaft, Beschäftigten und Gesellschaft letztlich mitgetragen wird. Vor allem ist in diesem Zusammenhang ein grundlegender Bewusst​seinswandel auf allen gesellschaftlichen Ebenen erforderlich. Im Übrigen ist es ein Gebot der Chancengerechtigkeit , Ältere nicht aus dem Berufsleben zu drängen. 

Das Wirtschaftsforum „Demografischer Wandel“ reiht sich ein in die auch auf Landes​ebene seit längerem laufenden Aktivitäten zu einer verbesserten Integration Älterer in den Arbeitsmarkt. Selbstverständlich können die Probleme auch in Zukunft nur zusammen mit den Tarifpartnern gelöst werden. Auch die Kirchen sind bei diesem Prozess engagiert, denn das Problem der Teilhabe der Älteren am Erwerbsleben hat durchaus eine ethische Dimension. 

Um einen Bewusstseinswandel für eine bessere Integration Älterer in den Arbeitsmarkt zu erreichen ist viererlei notwendig: 

Erstens muss dem vielfach herrschenden Eindruck mangelnder Leistungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit der älteren Generation  entgegengewirkt werden. Zur Leistungsfähigkeit Älterer und zu den Bedingungen, die dieser förderlich sind,  gibt es – bislang fast nur der Fachwelt bekannte – Untersuchungen. Die Teilnehmer aus Politik, Verbänden und Ge​werkschaften sehen es als Aufgabe ihrer Institutionen, die Ergebnisse dieser Untersu​chungen – die sich unter dem Generalnenner „Ältere sind nicht weniger, sondern anders leistungsfähig“ zusammenfassen lassen – in die Betriebe zu tragen.

Zweitens muss jedoch ebenfalls bereits jetzt eine Auseinandersetzung stattfinden mit der in weiten Bereichen kulturell gewachsenen Erwartung eines möglichst frühen Rückzugs aus dem Erwerbsleben. Dies ist auch angesichts der gestiegenen Lebenserwartung und der im historischen Vergleich gestiegenen Leistungsfähigkeit und des verbesserten Ge​sundheitszustands älterer Menschen kaum zu rechtfertigen. 

Drittens ist es unerlässlich, dass auch die Arbeitsbedingungen in den Betrieben so gestaltet werden, dass ein vorzeitiger Verschleiß am Arbeitsplatz so weit als möglich minimiert wird und Ältere den physischen und psychischen Anforderungen am Arbeitsplatz auch ge​wachsen sind. Es ist dabei vorrangig die Aufgabe von Unternehmen und Belegschaften, insbesondere jeden einzelnen Arbeitnehmers, die Arbeitsanforderungen an das Leistungsvermögen Älterer anzupassen und Gesundheit, Qualifikation und Motivation über das gesamte Erwerbsleben zu erhalten und zu fördern. Zusätzlich sind altersgerechte Formen der Arbeitszeitgestaltung weiter zu entwickeln.

Viertens ist das Bewusstsein der Arbeitnehmer dafür zu stärken, dass auch sie selbst für den Erhalt ihrer Arbeitsfähigkeit verantwortlich sind. Geeignete Schritte zur Prävention sind dabei im beruflichen wie im privaten Umfeld gleichermaßen sinnvoll und notwendig. 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Durch die absehbare demografische Entwicklung ist vorgezeichnet, dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf künftig weiter verbessert werden muss. Dies ist notwendig, um die Potenziale der Frauen stärker als bisher für die Wirtschaft nutzbar zu machen. Dabei ist besonders auch das steigende Qualifikationsniveau der Frauen zu berücksichtigen. Die derzeitige junge Frauengeneration ist die bestausgebildete aller Zeiten, rund 56 % der Abiturienten und über 50 % der Studienanfänger sind weiblich. Trotzdem sind es noch immer in erster Linie die Mütter, die Berufsrisiko sowie die Gefahren von Arbeitsplatzverlust und von Karriereknick durch Elternzeit zu tragen haben. 

Eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist zugleich ein Ansatz, um die Gebur​tenrate zumindest zu stabilisieren. Dies zeigt unter anderem die Entwicklung im Nachbar​land Frankreich, wo sowohl die Geburtenrate als auch die Erwerbsquote der Frauen mit Kindern deutlich höher sind als in Baden-Württemberg.  Schließlich hat eine bessere Ver​einbarkeit auch eine besondere gesellschaftspolitische Dimension, weil damit zugleich ein unerlässlicher Beitrag zu einer Verbesserung der Chancengleichheit der Geschlechter geleistet wird.

Ziel der Politik muss es sein, Rahmenbedingungen zu schaffen, die es  Frauen und Män​nern ermöglichen, Familie und Beruf zu vereinbaren. Dabei sind auch die spezifischen Probleme von Wiedereinsteigerinnen und Wiedereinsteigern in den Beruf nach einer Familienphase zu berücksichtigen. Staatliche Unterstützung z.B. über steuerliche Elemente, Kindergeld und Elternzeit,  ist ein Bestandteil familienfreundlicher Politik. Sie ist aber noch deutlich stärker im Sinne von Gender Mainstreaming darauf aus​zurichten , Männer und Frauen gleichermaßen in die konkrete Alltagsverantwortung für Kinder und Familie einzubeziehen.

Ein zentraler Ansatz zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist nach Auffassung des Wirtschaftsforums in verbesserten Kinderbetreuungsangeboten zu sehen. 

Angesichts der finanziellen Situation vieler Kommunen im Land sollte nicht allein nach kurzfristigen Sparmaßnahmen gesucht werden, sondern die volkswirtschaftlichen Kosten und Nutzen bei den Entscheidungen mit bedacht werden. Untersuchungen der Stadt Zürich, des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung  (DIW) Berlin und aus den USA zeigen, dass Investitionen in flexible und qualifizierte Kinderbetreuungsangebote gesamtwirtschaftlich betrachtet mehr einbringen können als sie kosten. Durch den Ausbau von Kindertageseinrichtungen kann die Erwerbstätigkeit von Müttern steigen, was in  der Folge zu höheren Steuereinnahmen und Sozialversicherungsbeiträgen führt.

Im Hinblick darauf wurden in Baden-Württemberg in den letzten Jahren erste wichtige Schritte unternommen. Sie reichen von dem Ausbau der Kapazitäten in den Regelkinder​gärten, über die Einführung der Verlässlichen Grundschule im Schuljahr 2000/2001 bis hin zu der flexiblen Nachmittagsbetreuung an Schulen und die Steigerung der schulischen Ganztagesangebote, die im Land bisher allerdings nur auf die Hauptschulen konzentriert werden. 

Diese Maßnahmen reichen jedoch keinesfalls aus, wenn bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein Durchbruch erreicht werden soll. So sind sowohl bei der Kleinkinderbetreu​ung, der Kindergartenbetreuung und bei den schulischen Ganztagesangeboten weitere Verbesserungen anzustreben. Die durch rückläufige Zahlen bei den Kindergar​tenkindern freiwerdenden Mittel in den Kommunen könnten zumindest teilweise dazu genutzt werden, um zusätzliche Angebote z.B. für unter dreijährige Kinder oder für die Ganztagesbetreuung bereit zu halten. Bei den schulischen Ganztagesangeboten müssen dabei künftig über die Hauptschulen hinaus auch andere Schulformen  in die Förderung des Landes einbezogen werden. 

Nach Auffassung des Wirtschaftsforums bleibt die Finanzierung von Betreuungsangeboten eine Aufgabe der öffentlichen Hand, wobei das Angebot von Betreuungsleistun​gen neben öffentlichen und gemeinnützigen Trägern künftig auch in stärkerem Umfang von gewerblichen Unternehmen bereitgestellt werden könnte. Ziel sollte ein bedarfsge​rechter quantitativer und qualitativer Ausbau der ganztägigen Betreuungsangebote für Kinder bis zu etwa 14 Jahren sein, der Müttern und Vätern echte Optionen im Hinblick auf die Vereinbarkeit von eigenen Kindern mit dem Beruf eröffnet, ohne deren Entschei​dungsfreiheit zu beschneiden.

Staat, Kommunen, Eltern, Sozialverbände, Kirchen und Wirtschaft sind nach Auffassung des Wirtschaftsforums aufgerufen, bei den Angeboten der Kinderbetreuung neue Wege zu gehen. Dabei ist eine wichtige Voraussetzung für das Entstehen eines breiten Spektrums an Kinderbetreuungseinrichtungen, dass alle Initiativen, Träger und Einrichtungen gleiche Wettbewerbsbedingungen und Zugangsmöglichkeiten zu den Finanzierungsmitteln haben.

Eine Möglichkeit der Kinderbetreuung bieten Tagesmütter an. Vorzüge der Tagesbetreuung sind: Flexibilität bezüglich Betreuungszeiten, Betreuung in familienähnlichen Strukturen, Bereitstellung einer kontinuierlichen Betreuungsform ohne Wechsel von Bezugspersonen, Angebote für den gesamten Altersbereich von Kindern bis 14 Jahre. Diese Vorzüge führen nach Berichten von Experten derzeit zu einer das Angebot quantitativ weit übersteigenden Nachfrage. Nach Auffassung des Wirtschaftsforums führt das Angebot der Tagesmütter zu einer entscheidenden Erleichterung der Vereinbarkeit von Erziehungsaufgaben und Berufsausübung. Das Wirtschaftsforum fordert deshalb eine Verbesserung der sozialen Absicherung von Tagesmütter, die Entwicklung des Berufsbildes und von Qualitätsstandards sowie die Unterstützung bei der Qualifizierung von Tagesmütter. 

Wenn es heute noch in erster Linie um die Bereitstellung geeigneter Kinderbetreu​ungseinrichtungen geht, so ist doch bereits absehbar, dass in Zukunft auch die Vereinbar​keit von Beruf und der häuslichen Pflege von älteren Familienangehörigen verstärkt in das Blickfeld rücken wird. Die Zahl der Pflegebedürftigen wird auf Grund der demografischen Entwicklung stark ansteigen, wobei davon auszugehen ist, dass auch künftig rund 70% der Pflegebedürftigen in ihren Familien betreut werden. Dies zeigt deutlich, dass die Be​wältigung der Pflegeproblematik zu einer zentralen Herausforderung im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wird. Es müssen neue, zuverlässige privatwirtschaftli​che und staatlich unterstützte Lösungen gerade auch für pflegebedürftige Angehörige entwickelt werden. In diesem Zusammenhang sind auch die Rahmenbedingungen für das Angebot an Haushaltsdienstleistungen weiter zu verbessern.

Zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind darüber hinaus weitere An​passungen in der Arbeitswelt anzustreben. Dabei muss es zu einem Bewusstseinswandel kommen, der gerade auch Erwerbsfähigen mit Kindern adäquate Chancen am Ar​beitsmarkt einräumt. Bisher wird die Erziehung von Kindern und die gleichzeitige Aus​übung einer Berufstätigkeit noch häufig als eine Hypothek betrachtet. Beispielsweise  hat die Studie „Beschäftigungspotenziale für gering Qualifizierte in der Region Stuttgart „  der IHK Region Stuttgart vom Dezember 2002 ergeben, dass rund 50 Prozent der befragten Unternehmen Akzeptanzprobleme mit alleinerziehenden Bewerberinnen und Bewerbern im Bereich der gering qualifizierten Beschäftigung haben. 

Aufgrund des zu erwartenden Fachkräftemangels sind die Unternehmen darauf angewiesen, das vorhandene Reservoir an weiblichen Arbeitskräften besser als bisher auszuschöpfen und vorhandene qualifizierte Mitarbeiterinnen stärker als bisher an das Unternehmen zu binden bzw. in den Arbeitsmarkt zurück zu holen.

Die Unternehmen werden betriebliche und betriebswirtschaftliche Anforderungen sowie die persönlichen Belange der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besser in Einklang bringen müssen. Dabei geht es auch darum, den unterschiedlichen Lebensphasen der Beschäftigten mit jeweils spezifischen Bedürfnissen im Sinne einer Work-Life-Balance gerecht zu werden. Vor diesem Hintergrund gewinnt die Flexibilisierung von Arbeitsstrukturen in den Unternehmen ebenfalls an Bedeutung hinsichtlich der Faktoren Zeit (Teilzeit in unterschiedlichen Formen, individuelle Arbeitszeiten) und Raum (Telearbeit, Kooperation über räumliche Entfernungen hinweg).

Dennoch bleiben gerade bei vielen klein- und mittelständischen Unternehmen Vorbehalte und Fragen, wie flexible Arbeitsmodelle organisatorisch umgesetzt werden können und sich gleichzeitig betriebswirtschaftlich rechnen.

In diesem Zusammenhang ist es notwendig, neue fle​xible und an den Bedürfnissen des Individuums orientierte Arbeitszeitmodelle zu entwi​ckeln und vielfältige Arbeitszeitmodelle anzubieten, die es möglichst allen Arbeitnehmerin​nen und Arbeitnehmern ermöglichen, Familie und Beruf zu vereinbaren. 

Ganz im Sinne von Gender Mainstreaming, der Chancengleichheit von Männern und Frauen auf allen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Ebenen, sowie unter Respektierung der jeweils individuellen Lebensbedürfnisse ist ein gesellschaftliches Um​denken erforderlich. Der Bewusstseinswandel, der auf einen Wandel in der Geschlechter​rolle abzielt und auch Väter verstärkt in Familienaufgaben mit einbezieht, ermöglicht erst eine Chance auf Erschließung der Potenziale der Frauen.

Sicherung des Fachkräfteangebots 

Während die hohe Arbeitslosigkeit auch in Baden-Württemberg gegenwärtig das dominie​rende beschäftigungspolitische Thema ist, klagen gleichwohl einige Branchen über einen Arbeitskräftemangel, wenn auch derzeit in abgeschwächter Form. Bei einem Anziehen der Konjunktur werden Klagen der Wirtschaft über einen Fachkräftemangel jedoch erwartbar wieder zunehmen – wie es zuletzt im Jahr 2001 der Fall war. 

In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass die Bewältigung des demografischen Wandels in Baden-Württemberg nur gelingen kann, wenn die Wirtschaft in nachhaltiger Weise auf einen stetigen Wachstumspfad gelangt. Dazu ist es unerlässlich, kurz-, mittel- und langfristig die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass ein ausreichendes Fachkräf​teangebot zur Verfügung steht. 

Um zu erreichen, dass trotz des demografischen Wandel auch künftig in ausreichender Zahl qualifizierte Fachkräfte und potenzielle Unternehmensgründer vorhanden sind, gibt es mehrere grundlegende Ansatzpunkte, die alle gleichermaßen weiterverfolgt werden müssen. 

So muss das Ziel verfolgt werden, allen ausbildungswilligen und ausbildungsfähigen Schulabgängerinnen und Schulabgängern, deren Zahl in den nächsten Jahren noch an​steigen wird, eine berufliche Qualifizierung oder ein Studium und einen anschließenden Einstieg in das Berufsleben zu ermöglichen. In diesem Zusammenhang bekräftigt das Wirtschaftsforum mit großem Nachdruck den Appell der Teilnehmer des Spitzengesprächs zur Ausbildungssituation im Wirtschaftsministerium vom 09. April 2003, wonach die Be​triebe ihre Ausbildungsbereitschaft nicht nur aufrecht erhalten, sondern auch über den momentan erkennbaren Eigenbedarf hinaus ausbilden sollten. 

Darüber hinaus müssen große Anstrengungen unternommen werden, um eine drohende Fachkräftelücke besonders in den für die Innovationskraft des Landes strategischen Qua​lifikationsbereichen zu verhindern. Dazu zählen gerade auch die Ingenieurinnen und Inge​nieure sowie die Naturwissenschaftlerinnen und Naturwissenschaftler. Die Gefährdung der Innovationskraft in Deutschland und auch in Baden-Württemberg durch fehlende Fach​kräfte wird deutlich, wenn man die Entwicklung der Absolventenzahlen in diesen Berei​chen betrachtet. So ist die Anzahl der Hochschulabsolventen in den Ingenieurwissen​schaften von Mitte der neunziger Jahre bis 2001 von 48.000 auf rund 33.500 Personen, bei den Naturwissenschaften von rund 28.500 auf 23.500 Personen zurückgegangen. Nach der Prognose der Kultusministerkonferenz ist bis 2006 nur mit einem geringfügigen Anstieg zu rechnen. Diese Entwicklung ist auch deshalb Besorgnis erregend, weil Deutschland im internationalen Vergleich eine Unterbesetzung mit technikorientierten Akademikern aufweist. So lag die Anzahl von Ingenieuren und Naturwissenschaftlern pro 100.000 Erwerbspersonen in der Altersklasse von 25 bis 34 Jahren in Deutschland am Ende des letzten Jahrhunderts mit weniger als 700 deutlich unter dem OECD-Durchschnitt von über 1.000. 

Weiterhin müssen die Anstrengungen im Bereich der beruflichen Weiterbildung deutlich intensiviert werden. So geht das Institut der deutschen Wirtschaft von einem Gesamtvolu​men öffentlich geförderter und privatwirtschaftlicher Fortbildung von 7 Milliarden Euro jähr​lich aus, was gerade 0,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts entspricht. Weiterhin nehmen nach Angaben des Bundesinstituts für Berufsbildung derzeit nur 36 Prozent der Arbeit​nehmer an betrieblichen Weiterbildungsveranstaltungen teil. Damit liegt Deutschland in​nerhalb der EU nur auf Platz 16. Besonders problematisch ist die geringe Beteiligung ein​zelner Gruppen an der beruflichen Weiterbildung. Dies gilt besonders für Ältere oder Er​werbspersonen mit geringerer Erstqualifikation. Soweit die berufliche Weiterbildung aus öffentlichen Mitteln gefördert wird, muss die Förderung soweit als möglich am Bedarf der Wirtschaft ausgerichtet werden. 

Außerdem muss das große Potenzial der Frauen, die beispielsweise im Winter​semester 2002/2003 erstmals die Mehrheit bei den Erstsemesterstudenten an den Hoch​schulen in Deutschland stellten, aus wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Gründen künftig sehr viel stärker ausgeschöpft werden als bisher. In diesem Zusammenhang ist es auch notwendig, verstärkt Konzepte zur Weiterbildung während oder nach erziehungsbe​dingten Erwerbspausen von Frauen und von Männern zu entwickeln. 

Schließlich muss Baden-Württemberg zur Sicherung des Fachkräfteangebots im internati​onalen Wettbewerb um Talente noch attraktiver werden. Daher sollte angestrebt werden, dass in erster Linie qualifizierte bzw. qualifikationsfähige Personen nach Baden-Württem​berg zuwandern. Ein positiver Wanderungssaldo im erforderlichen Umfang wird dabei wohl auch nicht allein durch Binnenwanderung innerhalb Deutschlands oder durch Zu​wanderung aus den EU-Mitgliedsstaaten zu erreichen sein. Deshalb muss Baden-Würt​temberg in begrenztem Umfang zur Sicherung des Fachkräfteangebots auch für eine ge​steuerte und arbeitsmarktorientierte Zuwanderung aus Nicht-EU-Staaten offen sein.   

Konkrete Handlungsfelder  
10-Punkte-Initiative "Wirtschaft und Demografie" 

des Wirtschaftsforums "Demografischer Wandel"

1. Förderung des Bewusstseinswandels zugunsten Beschäftigung älterer Arbeitneh​mer

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sehen es als Aufgabe ihrer Institutionen, die Erkenntnis, die sich unter dem Generalnenner „Ältere sind nicht weniger, sondern anders leistungsfähig“ zusammenfassen lässt, in die Betriebe zu tragen.

Bereits jetzt muss eine Auseinandersetzung stattfin​den mit der in weiten Bereichen kulturell gewachsenen Erwartung eines möglichst frühen Rückzugs aus dem Erwerbsleben. Dies ist auch angesichts der gestiegenen Lebenserwartung und der im historischen Vergleich gestiegenen Leistungsfähigkeit und des verbesserten Gesundheitszustands älterer Menschen kaum zu rechtferti​gen. Die Teilnehmer vereinbaren, in ihrem Kompetenzbereich diesen notwendigen Paradigmenwechsel voranzubringen.

Die Teilnehmer des Wirtschaftsforums werden deshalb in ihrem jeweiligen Verant​wortungsbereich darauf hinwirken, dass sich die Chancen Älterer auf dem Arbeits​markt verbessern. In diesem Zusammenhang wird unter anderem auf die Aktion  der Arbeitsverwaltung "50+ - die können es" verwiesen. Das Wirtschaftsministerium wird die Chancengleichheit für Ältere als ein maßgebliches Bewertungskriterium in den Landeswettbewerb „Gleiche Chancen für Frauen und Männer im Betrieb“ aufnehmen.

2. Bildung eines Landesnetzwerkes  „Wirtschaft und Demografie“ 

Mit der Abschlusserklärung zu dem Wirtschaftsforum „ Demografischer Wandel“ dürfen Information und Diskussion zu diesem Thema nicht ad acta gelegt werden.  In der Nachfolge des Wirtschaftsforums soll deshalb ein Landesnetzwerk als Platt​form eines kontinuierlichen Meinungsaustausches aller relevanten gesellschaftli​chen Gruppen aufgebaut werden. Dieses Landesnetzwerk „Wirtschaft und Demo​grafie“ soll sich in loser Folge mit den wirtschaftlichen Aspekten des demografi​schen Wandels befassen. Das neue Landesnetzwerk soll nach dem Wirtschaftsfo​rum die Fortführung des begonnen Informationsaustausches mit allen Beteiligten unter Einbeziehung z.B. der bisher nicht eingebundenen kommunalen Landesver​bände und fallweise verschiedener ausgewiesener Experten und weiterer Institutionen und Organisationen wie z.B. Wirtschaftsjunioren, wissenschaftliche Institute sicherstellen. 

Aufgabe und Ziel dieses Landesnetzwerkes ist, den Bewusstseinswandel in Wirt​schaft und Gesellschaft zu unterstützen sowie als Informationsplattform und Mei​nungsbörse zu dienen. Die Organisation des Landesnetzwerkes „Wirtschaft und Demografie“ wird mit Unterstützung durch die Beteiligten von dem Wirtschaftsmi​nisterium des Landes Baden-Württemberg übernommen. 

Das Wirtschaftsforum begrüßt zur Unterstützung des Landesnetzwerkes die Überlegungen zur Errichtung einer gemeinnützi​gen, privatrechtlichen Stiftung "Wirtschaft und Demografie". Ziel einer solchen Stif​tung könnte es sein, Wirtschaft und Öffentlichkeit über die Auswirkungen des de​mografischen Wandels zu informieren und zur Verbreitung von Lösungsansätzen beizutragen. In diesem Zusammenhang ist an die Durchführung von Aufklärungs- und Informationsver-
anstaltungen, die Unterstützung von wissenschaftlichen Unter​suchungen sowie an die Unterstützung von Modellprojekten in einzelnen Betrieben, soweit dies steuerlich zulässig ist, zu denken.

Das Wirtschaftsministerium wird gebeten, die Umsetzbarkeit einer solchen Stiftung zu prüfen und dabei auch Unterstützungsmöglichkeiten durch die Landesstiftung mit einzubeziehen. Die weiteren Teilnehmer erklären sich bereit, sich an der Suche nach privaten Stiftern zu beteiligten, sofern die Umsetzbarkeit eines entsprechen​den Stiftungsmodells möglich scheint. 

3. Zuwanderung

Angesichts der demografischen Entwicklung ist die Öffnung des deutschen Ar​beitsmarktes für qualifizierte Arbeitskräfte aus dem Ausland ein wichtiger Beitrag zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland. Neben Refor​men des Bildungssystems und einer Stärkung der Weiterbildung muss die Zuwan​derung qualifizierter Arbeitnehmer und Selbständiger ein weiteres Standbein für die international eingebundene deutsche Wirtschaft sein. Unternehmen in Deutschland müssen die Möglichkeit erhalten, im internationalen Wettbewerb um qualifizierte Kräfte mitzuhalten. 

Spätestens mit einem erneuten Anziehen der Konjunktur werden die Unternehmen in Baden-Württemberg ihren steigenden Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften auf dem deutschen Arbeitsmarkt nicht ohne weiteres decken können. Zudem muss Deutschland in den nächsten Jahren Erfahrungen mit einer modernisierten Zuwan​derungsregelung sammeln, damit in den Zeiten der großen demografischen Her​ausforderungen nach 2010 ein allseits akzeptiertes Verfahren zum Alltag gehört. Zuwanderungen aus anderen Bundesländern oder aus der EU werden die Zuwanderung aus Nicht-EU-Staaten nicht gänzlich überflüssig machen.

Vor diesem Hintergrund spricht sich das Wirtschaftsforum "Demografischer Wandel" aus für eine gesteuerte, aber zugleich weltweit wettbewerbsfähige Zuwanderungs​politik, welche die ökonomischen Interessen Deutschlands vorrangig berücksichtigt und gleichzeitig die humanitären Verpflichtungen Deutschlands wahrt. Diese Zu​wanderungspolitik muss die Belastbarkeit des Arbeitsmarktes und die Fachkräfte-Bedürfnisse einzelner Branchen gleichermaßen berücksichtigen. Insbesondere soll Deutschland für qualifizierte Zuwanderer attraktiv sein, die auf dem Arbeitsmarkt benötigt werden und zugleich integrationsfähig und integrationswillig sind. Vor allem solchen Zuwanderern sollte eine konkrete Perspektive für eine langfristige Nie​derlassung in Deutschland ohne rechtliche Unsicherheiten gegeben werden. Nach​dem das "Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Rege​lung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern", we​gen der grundgesetzwidrigen Beschlussfassung im Bundesrat vom Bundesverfas​sungsgerichtes für nichtig erklärt wurde, steht der Bundesgesetzgeber jetzt in der Verantwortung, ein arbeitsmarktorientiertes Zuwanderungsgesetz in einem zweiten Anlauf noch in diesem Jahr zu verabschieden. Im derzeit anhängigen Vermittlungs​verfahren von Bundestag und Bundesrat sollten Kompromisse gefunden werden, die die Weichen für einen Vorrang der Arbeitsmarktinteressen bei der Zuwanderung stellen. 
4. Rechtliche Rahmenbedingungen für die Beschäftigung Älterer verbessern

In Baden-Württemberg gab es im Frühjahr 2003 über 80.000 Langzeitarbeitslose, über die  Hälfte davon waren 50 Jahre und älter. Damit war der Anteil der Langzeitar​beitslosen in dieser Altersgruppe mehr als doppelt so hoch wie im Durchschnitt. Ältere haben es also besonders schwer, aus der Arbeitslosigkeit heraus eine neue Beschäftigung zu finden. 

Die Teilnehmer haben die Möglichkeit solcher Einstellungshemmnisse kontrovers diskutiert. Die Wirtschaft und das Wirtschaftsministerium fordern die Beseitigung bestehender Einstellungshemmnisse, während die Vertreter der Gewerkschaf​ten betonen, dass Schutzvorschriften bei längerer Betriebszugehörigkeit zum Aus​gleich der Risiken der Älteren dienen. Die Tarifpartner werden aufgefordert, bei zukünftigen Regelungen positive Effekte für die Verbesserung von Einstellungs-chancen für Älterer verstärkt in Betracht zu ziehen.

Nicht zuletzt aufgrund der seit längerem schlechten Arbeitsmarktsituation hat der Bundesgesetzgeber den Übergang in den vorzeitigen Ruhestand erleichtert und att​raktiver ausgestaltet, als dies rein versicherungsmathematisch gerechtfertigt wäre.

Die Teilnehmer des Forums haben Verständnis dafür, dass Betriebe zumal bei not​wendigem Personalabbau auf diese „sozialverträglichen“ Instrumente zurückge​griffen haben. Allerdings  ist  festzustellen, dass die faktische Frühverrentungspra​xis die Ausgaben der Sozialversicherung belastet haben und mit zu der gestiegenen Abgabenbelastung beigetragen hat.

Das Wirtschaftsforum hinterfragt das Altersteilzeitgesetz. Dieses sieht bei Übergang in Teilzeit eine Subvention durch Arbeitsämter vor. Tarifvertraglich wird oft eine weitere Auf​stockung des Lohns durch den Arbeitgeber vereinbart. Voraussetzung ist i.d.R. die Wiederbesetzung der hierdurch freiwerdenden Stellen. Die Gültigkeit dieses Geset​zes wurde erst vor kurzem verlängert. Das Gesetz wird fast ausschließlich in Form des Blockmodells praktiziert. Dies widerspricht der ursprünglichen Intention des Gesetztes, den gleitenden Übergang in den Ruhestand zu ermöglichen. 

Das Wirtschaftsforum begrüßt arbeitspolitische Maßnahmen, die das Rentenzugangsalter näher an die Regelaltersgrenze heran rücken.

5. Personalentwicklung

Bereits in wenigen Jahren wird sich die Arbeitswelt grundlegend ändern. Nur noch 20 Prozent der Erwerbstätigen werden in zehn Jahren jünger als 30 aber rund 30 Prozent älter als 50 Jahre sein, so das Ergebnis des Strukturbericht 2002 zur wirt​schaftlichen und beschäftigungspolitischen Lage in der Region Stuttgart. Gleichzei​tig wird es für die Unternehmen immer schwieriger, neue Mitarbeiterinnen und Mit​arbeiter zu finden. Die Konsequenz wird sein: Betriebe müssen künftig mit einer im Durchschnitt älteren Belegschaft wettbewerbsfähig bleiben. Hier braucht es ein vorausschau​endes betriebliches Umdenken. Ein Weg kann der verstärkte Einsatz altersgemischter Teams in den Betrieben sein.

Die Teilnehmer des Forums wollen darauf hinwirken, die Chancen Älterer bei der betrieblichen Personalpolitik zu verbessern. Hierbei weisen die Teilnehmer des Fo​rums darauf hin, dass das Betriebsverfassungsgesetz  den Betriebspartnern bereits heute auch die Aufgabe zuweist, Benachteiligungen Älterer bei Einstellung und Be​schäftigung zu verhindern. Solche Regelungen finden sich in §§ 75, 80 und 96 BetrVG. Die Teilnehmer des Forums richten deshalb einen gemeinsamen Appell an die Betriebspartner, die im Betriebsverfassungsgesetz enthaltenen Verpflichtungen zugunsten der Nichtdiskriminierung Älterer zukünftig mit noch mehr Leben zu erfül​len. Die Verbände werden in diesem Sinne verstärkt auf ihre Mitglieder einwirken.

Ein wichtiger Schritt hin zu einem Bewusstseinswandel für eine stärkere Integration Älterer in den Arbeitsmarkt kann auch darin bestehen, dass das Kriterium Lebens​alter bei der Besetzung offener Stellen mehr als bisher in den Hintergrund tritt. Da​her empfiehlt das Wirtschaftsforum den Unternehmen in Baden-Württemberg, bei Stellenausschreibungen auf freiwilliger Basis auf Alterslimits zu verzichten. Statt​dessen sollten bei Stellenbesetzungen vor allem die Kriterien Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft herangezogen werden.

In diesem Zusammenhang wird auch auf die EU Richtlinie 00/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf vom 27. Novem​ber 2000 (Allgemeine Gleichbehandlungsrichtlinie)hingewiesen, die einen umfassenden Schutz vor Diskriminierungen auch wegen des Alters gewährleisten soll. Die Bundesregierung hat angekündigt, einen entsprechenden Gesetzesentwurf zur Umsetzung dieser  Richtlinie bis spätestens Sommer 2004 vorzulegen. 

Generell setzen die Teilnehmer des Forums primär auf freiwillige Vereinbarungen. Dies gilt auch im Hinblick auf das von der Bundesregierung vorzulegende Gesetz zur Umsetzung dieser EU-Richtlinie.

6. Qualifizierung

Um auch zukünftig die Leistungsfähigkeit der Betriebe zu sichern, appellieren die Teilnehmer des Forums an die Wirtschaft, auch im eigenen Interesse angesichts  bald knapper werdenden Jahrgangsstärken allen Ausbildungswilligen und -fähigen die Möglichkeit zu geben, eine Berufsausbildung zu absolvieren, ggfs. auch mit den bereitgestellten Fördermaßnahmen. 

Die Teilnehmer würdigen die Anstrengungen der Verantwortlichen, im Rahmen der Spitzengespräche zur Ausbildungssituation (zugleich Ausbildungskonferenz des Landesarbeitsamtes Baden-Württemberg) unter Leitung von Wirtschaftsminister Dr. Döring mit den Kammern und Organisationen der Wirtschaft, den Gewerkschaften , dem Landesarbeitsamt und dem Kultusministerium zu ge​meinsam verabredeten Maßnahmen zu kommen und begrüßen ausdrücklich die Fortsetzung dieser Gespräche.

Die Teilnehmer des Forums würdigen in diesem Zusammenhang die Vorreiterrolle der Tarifpartner in der Metallindustrie Baden-Württembergs, die in dem Abschluss eines Qualifizie​rungstarifvertrags und in der Einrichtung einer Qualifizierungsagentur zum Ausdruck kommt. Die Weiterbildung selbst muss weiterhin vorrangig in der gemeinsamen Verantwortung von Betrieben und Beschäftigten gestaltet werden. Die Betriebe werden aufgefordert, Weiterbildung in alle Altersstufen zu investieren. 

Der Grundstein für die Fähigkeit und die Bereitschaft zum lebenslangen Lernen muss bereits in jungen Jahren gelegt werden. Nur wenn jüngere Mitarbeiter aktiv lernen, sich weiterzubilden, wird eine kontinuierliche Weiterqualifizierung bis zum Alter selbstverständlich werden können. Diese Fähigkeit und die Motivation hierzu zu fördern und zu erhalten, ist gleichermaßen eine Aufgabe für Betriebe und Be​schäftigte. 

In vielen Berufen gibt es nach wie vor zuwenig planmäßige Fortbildungsmöglich​keiten, obwohl die Kenntnisse aus der Erstausbildung angesichts des tiefgreifenden Wandels schnell veralten. Stattdessen werden ältere Beschäftigte häufig durch gut ausgebildete Berufsanfänger ersetzt, denen wiederum das notwendige Erfahrungs​wissen langjähriger Tätigkeit fehlt. Notwendig sind daher altersgerechte Karriere​verläufe und Personalplanungskonzepte, die das zunehmende Erfahrungswissen ebenso berücksichtigen wie die im Laufe des Älterwerdens natürlich abnehmende Belastbarkeit. Die Teilnehmer des Wirtschaftsforums unterstützen alle Anstrengun​gen, in diesem Zusammenhang neue Ansätze zu entwickeln und sind bereit, zur Verbreitung der Ergebnisse von geeigneten Modellvorhaben beizutragen.

Auch das Wirtschaftsministerium sieht es als seine Aufgabe, Betriebe und ältere Beschäftigte wie auch die Bildungsdienstleister für die Notwendigkeit der berufli​chen Weiterbildung zu sensibilisieren. Dies geschieht bereits z.B. durch die Förde​rung innovativer Pilotprojekte und die Verbreitung deren Ergebnisse. 

So fördert das Wirtschaftministerium ein Projekt „Qualifizierung und Wiedereingliederung älterer arbeitssuchender Ingenieure“. Ziel des Projektes ist es, arbeitssuchende Ingenieure durch eine gezielte und arbeitsplatzbezogene Qualifizierung in Unternehmen zu vermitteln. Das Projekt, dessen Gesamtkosten sich auf 0,92 Mio. € belaufen, wird von der Wirtschaftsverwaltung mit 0,562 Mio. € aus Landesmitteln und Mitteln des Europäischen Sozialfonds Ziel 3 unterstützt. Es wird gemeinsam von Südwestmetall, der IG Metall, dem Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbauer e.V. und dem Verein Deutscher Ingenieure in Zusammenarbeit mit dem Landesarbeitsamt durchgeführt.

Ferner fördert das Wirtschaftsministerium aus Mitteln der Zukunftsoffensive III in Höhe von 133.810 € ein Projekt der Akademie für Technikfolgenabschätzung. Der Fokus des Projekts liegt auf der Bedarfsermittlung für zielgruppenorientierte Bildungskonzepte, um eine berufsbegleitende Qualifizierung von älteren Fachkräften in Industrie und Handwerk zu ermöglichen.

Schließlich begrüßen die Teilnehmer des Wirtschaftsforums die Aktivitäten zur Ver​stärkung der Öffentlichkeitsarbeit im Bereich Qualifizierung gerade auch von Älte​ren. So wurde bei der IHK Rhein-Neckar am 24.6.2003 eine dezentrale Veranstaltung zum Thema „Potenziale älterer Arbeitnehmer – Chancen erkennen und nutzen“ durch das WM/LGA gemeinsam mit der IHK Rhein-Neckar und der Handwerkskammer Region Mannheim durchgeführt. Weiterhin ist die Praxistagung "Arbeit - Alter - Qualifizierung" in der IHK Region Stuttgart am 08.07.2003 zu nennen, die als ge​meinsame Veranstaltung der Handwerkskammer Region Stuttgart, der IG Metall Region Stuttgart, der IHK Region Stuttgart sowie des Verbands Region Stuttgart durchgeführt wurde.

7. Verbesserte Beratungs- und Qualifizierungsangebote für Frauen 

Mit der Förderung der Kontaktstellen „Frau und Beruf“ leistet das Wirtschaftsminis​terium einen wichtigen Beitrag für Frauen, die den Wunsch haben, Familie und Beruf in Einklang zu bringen. Damit verbunden sind Beratungs- und Qualifizierungsangebote für Wiedereinsteigerinnen in den Beruf sowie Fortbildungsmaßnahmen. Volks- bzw. betriebswirtschaftlich ist die Rückkehr in den Beruf vielfach umso teurer, je länger die Familienphase andauert. Mittelfristig ist landesweit der weitere Ausbau der neun Kontaktstellen  im Land angestrebt.

Die Beauftragten für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt der Arbeitsverwaltung in allen 24 Arbeitsämtern und im Landesarbeitsamt Baden-Württemberg unterstützen die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Über die Arbeitsverwaltung wird ein breites Informations- und Beratungsangebot speziell für Berufsrückkehrer/-innen bereitgestellt, das von individueller Einzelberatung über Gruppeninformation und Vortragsveranstaltungen mit zielgruppenorientierten Inhalten und Gestaltung bis hin zu Selbstinformationsmöglichkeiten reicht. In der inhaltlichen und organisatorischen Gestaltung der aktiven Arbeitsmarktpolitik wird die Vereinbarkeit von Familie und Beruf berücksichtigt.

Die partnerschaftliche Zusammenarbeit muss in jungen Jahren erlernt werden. Das Landesinstitut für Erziehung und Unterricht ist gefordert, über die Ausgestal​tung der Lehrpläne für Berufs- und  allgemein bildenden Schulen auf die partner​schaftliche Prägung von Berufs- und Familienwelt hinzuwirken. 

8. Arbeitsbedingungen

Der demographische Wandel erfordert eine innovative Gestaltung der Arbeit. Nur eine Neuausrichtung der Arbeitsprozesse, die den natürlichen Alternsprozessen der Beschäftigten gerecht wird, kann die notwendigen Erfahrungspotenziale älterer Be​schäftigter auch in Zukunft nutzen. Gleichzeitig können dadurch massive gesell​schaftliche Folgekosten in Rentenversicherung und Gesundheitswesen vermieden werden.

Unsere Arbeitsgesellschaft ist jedoch in vielen Bereichen noch nicht darauf einge​stellt, mit dem natürlichen Prozess des Älterwerdens der Beschäftigten sachgerecht umzugehen. Die hohe Zahl gesundheitsbedingter Frühverrentungen und arbeitsbe​dingter Invalidität zeigt, dass Alternsprozesse noch immer ignoriert werden. Ande​rerseits ist festzustellen, dass kerngesunde, leistungswillige und fähige „junge Alte“ in zunehmendem Maße bereits mit 55 Jahren aus dem Arbeitsmarkt verdrängt wer​den. 

Der demographische Wandel erfordert eine grundlegende Überprüfung der Perso​nalplanung und Arbeitsgestaltung in den Betrieben, bei der die folgenden Punkte berücksichtigt werden sollten:

· Der Alternsprozess des Menschen sollte als natürlicher Vorgang von Anfang an mitbedacht werden, indem psychische wie körperliche Verschleißpro​zesse tendenziell abgemildert und das Anforderungs- und Belastungsprofil nach der jeweiligen Lebensaltersstufe ausgerichtet werden sollte.

· Die Einrichtung altersgemischter Teams sollte zunehmend erprobt und um​gesetzt werden.

· Eine lebenslange qualifizierte Tätigkeit sollte durch Fortbildung und alterns​gerechte allmähliche Veränderung der Tätigkeitsinhalte ermöglicht und das zunehmende Erfahrungswissen älter werdender Beschäftigter anerkannt und genutzt werden.

Die Teilnehmer des Wirtschaftsforums streben an, zu einer Verbreitung beispielge​bender Praxisversuche beizutragen. 

9.        Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Eine wichtige Voraussetzung für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist die weitere Verbesserung von flexiblen Arbeitsstrukturen in den Unternehmen. Dazu gehören insbesondere Teilzeitarbeit in unterschiedlichen Formen sowie Telearbeit, auch in Führungspositionen, und Angebote (gewerbli​cher) Haushaltsdienst-leistungen. So ermöglicht z.B. Telearbeit die Aufrechterhaltung der Berufstätigkeit, die Nutzung und den Erhalt der Qualifikationspotenziale während der Elternzeit.

Um die Wirtschaft anzuregen, neue Gedanken und Ansätze zu entwickeln, die es Männern und Frauen gleichermaßen ermöglichen, Familie und Beruf zu vereinbaren, führt das Wirtschaftsministerium im 2-Jahres-Rhythmus den Landeswettbewerb „ Gleiche Chancen für Frauen und Männer im Betrieb“ durch.

Ein ESF-finanziertes und vom Wirtschaftsministerium unterstütztes Landesprojekt „Innovative Arbeitsformen für Fach- und Führungskräfte mit Personalverantwortung“ der Projektgruppe Frauen und Berufliche Bildung hat zum Ziel, kleine und mittlere Unternehmen über die Bedeutung von flexiblen Arbeitsmodellen zu informieren.

Beispielgebend müssen diese Best-Practice-Ansätze zur besseren Vereinbarkeit von Fa​milie und Beruf im Bewusstsein der Öffentlichkeit, der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie der Arbeitnehmerinnen und der Arbeitnehmer weiter verankert werden.

Der schrittweise Ausbau von Betreuungsangeboten für Kinder und für pflegebedürf​tige (ältere) Angehörige ist unabdingbar. Dies gilt für das staatliche und staatlich unterstützte Kinderbetreuungsangebot für 0 – 14 Jährige sowie die Entwicklung  di​verser Pflegemodelle. Das Wirtschaftsforum regt eine differenzierte Bedarfserhe​bung als Grundlage für den Ausbau von Ganztagesbetreuungsangeboten an.

Privatinitiativen zur Kinderbetreuung werden zur Unterstützung grundsätzlich begrüßt. Auch betriebsnahe Kinderbetreuung kann hierbei helfen. Neben Kindertageseinrichtungen der Großunternehmen könnte auch an Zusammenschlüsse von kleineren und mittleren Unternehmen gedacht werden.

10. 
Förderung der Transparenz bei Haushaltsdienstleistungen

Das Wirtschaftsforum "Demografischer Wandel" betrachtet die Ausweitung des An​gebots es als einen sinnvollen Ansatz zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Fa​milie und Beruf und zur Mobilisierung der Beschäftigungs- und Qualifikations-potenziale gerade auch von Frauen, wenn die öffentlich finanzierten bzw. öffentlich ge​förderten  Betreuungsangebote für Kinder und Pflegebedürftige ergänzt werden durch ein wachsendes Angebot an gewerblichen Haushaltsdienstleistungen. Ziel muss es sein, privatwirtschaftliche häusliche Dienstleistungen, die Aktivitäten der öffentlichen und gemeinnützigen Träger und das ehrenamtliche Engagement so zu verzahnen, dass ein breites und abgestuftes Angebot für alle Nachfrager zur Verfü​gung steht. Zugleich besteht die Chance, dass auf Grund der demografischen Ent​wicklung zusätzliche Arbeitsplätze im Bereich der Haushaltsdienstleistungen ent​stehen.

Notwendig ist eine verbesserte Markttransparenz über gewerbliche Anbieter von Haushaltsdienstleistungen. Deshalb hat das Wirtschaftsministerium das Modellpro​jekt der IHK Region Stuttgart "Dienstleistungen für private Haushalte" mit einem Zu​schuss von 149.000 € aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds gefördert. Im Rahmen dieses Projekts wurde zunächst modellhaft für die Region Stuttgart eine Firmendatenbank von Anbietern von Haushaltsdienstleistungen, z.B. in Bereichen Betreuung, Pflege, Reinigung usw.,  im Internet aufgebaut. Aufbauend auf diesem Modellprojekt errichtet der Baden-Württembergische IHK-Tag eine landesweite Datenbank von Haushaltsdienstleistern. Mit der Einstellung erster Daten können die baden-württembergischen IHKs in diesem Jahr beginnen. Zur Sicherung der Aktualität ist geplant, dass nachfolgende Pflege und Aktualisierung der Daten von den jeweiligen Haushaltsdienstleistern selbst vorgenommen werden kann.

� im Alter von 15 bis 49 Jahren


� Der Netto-Wanderungssaldo Baden-Württembergs errechnet sich aus der Zuwanderung aus anderen Bundesländern, aus EU-Mitgliedsstaaten und aus Nicht-EU-Ländern abzüglich der Abwanderung aus Baden-Württemberg.


� Variante 1: Zuwanderung von 38000 Personen pro Jahr


Variante 2: Zuwanderung von 50000 Personen pro Jahr


Variante 3: keine Zuwanderung
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